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Finanzsanktionen:
Rechtsrahmen und
Umsetzung in
Deutschland

Die im Jahr 1990 verhängten Finanz-

sanktionen der Vereinten Nationen ge-

gen den Irak sind mit Ausbruch des

zweiten Golfkrieges erneut in das Be-

wusstsein der Öffentlichkeit gerückt

worden. Am 20. März 2003 verfügte

der Präsident der Vereinigten Staaten

von Amerika die Beschlagnahme ge-

sperrter Kontoguthaben verschiedener

irakischer staatlicher Institutionen. In

Deutschland wurde die Kreditwirtschaft

von der Bundesbank zur Mitteilung

aller Konten, Depots oder sonstigen

Vermögenswerte Iraks, amtlicher Stel-

len des Irak oder deren Beauftragter

aufgefordert. Aus diesem aktuellen An-

lass wird nachfolgend ein Überblick

über den Rechtsrahmen der in Deutsch-

land geltenden Finanzsanktionen der

Vereinten Nationen, der Europäischen

Union beziehungsweise Europäischen

Gemeinschaft sowie der nationalen

Behörden gegeben und die Rolle der

Bundesbank bei deren Umsetzung be-

schrieben. Dabei wird auch auf die

Schließung einer noch bestehenden

Regelungslücke eingegangen.

Gegenwärtig geltende Finanzsanktionen

In Deutschland gelten gegenwärtig neben

den Maßnahmen gegen den Irak Finanzsank-

tionen zur Bekämpfung des Terrorismus1), ge-

1 EG-Verordnung Nr. 2580/2001 vom 27. Dezember
2001, ABl. EG Nr. L 344/70, zuletzt geändert mit Be-
schluss des Rates vom 12. Dezember 2002, ABl. EG Nr. L
337/85.
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gen die Taliban von Afghanistan2) sowie ge-

gen die Bundesrepublik Jugoslawien3), Birma/

Myanmar4) und Simbabwe5). Die Finanzsank-

tionen gegen Libyen sind derzeit suspendiert.

Diese Sanktionen sind zum Teil im Gemein-

schaftsrecht und zum Teil im nationalen Recht

geregelt. Auch liegt ihnen keine einheitliche

Regelungsstruktur zu Grunde. Deshalb sollen

nachfolgend zunächst einige grundlegende

Ausführungen gemacht werden, um an-

schließend auf einzelne Aspekte der jeweili-

gen Finanzsanktionen einzugehen.

Rechtsrahmen und Regelungsstrukturen

von Finanzsanktionen

Sanktionsrechtsakte können heute ihren Ur-

sprung in Maßnahmen der Vereinten Natio-

nen (VN) oder der Europäischen Union haben.

Beruhen sie auf Maßnahmen der VN, ist zu

beachten, dass die VN nicht in ihren Mitglied-

staaten unmittelbar geltendes Recht setzen

können. Vielmehr kann der VN-Sicherheitsrat

nach Artikel 41 der VN-Charta lediglich Sank-

tionen gegen ein Land beschließen, die von

den Mitgliedstaaten nach Artikel 48 der VN-

Charta anschließend umgesetzt werden müs-

sen. In den EU-Mitgliedstaaten erfolgt diese

Umsetzung regelmäßig durch Rechtsakte auf

Unions-/Gemeinschaftsebene. Die ursprüng-

lich bei den EU-Mitgliedstaaten liegende

Kompetenz für den Erlass von Maßnahmen

zur Beschränkung des Kapital- und Zahlungs-

verkehrs ist nämlich mit In-Kraft-Treten des

Vertrages von Maastricht auf die Gemein-

schaftsebene übertragen worden. Abgesehen

von gegenwärtig noch bestehenden Embar-

gos, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Vertra-

ges verhängt worden sind, besteht eine Zu-

ständigkeit der EU-Mitgliedstaaten zum Erlass

von Finanzsanktionen lediglich noch in Aus-

nahmefällen.

Unabhängig davon, ob der Ursprung von

Finanzsanktionen auf einen (politischen) Be-

schluss des VN-Sicherheitsrates oder des

Ministerrats im Rahmen der Gemeinsamen

Außen- und Sicherheitspolitik der EU (GASP)

zurückgeht, verläuft das Umsetzungsverfahren

auf europäischer Ebene nach dem gleichen

Muster. Zunächst ist eine gemeinsame Aktion

(Art. 14 EU6)) oder ein gemeinsamer Stand-

punkt (Art. 15 EU) erforderlich, die ein Tätig-

werden der Gemeinschaft vorsehen. Gemein-

same Aktionen und gemeinsame Standpunkte

werden grundsätzlich einstimmig angenom-

men. Ausnahmsweise können sie mit qualifi-

zierter Mehrheit angenommen werden, wenn

eine (einstimmig beschlossene) gemeinsame

Strategie (Art. 13 EU) umgesetzt wird. Da die

gemeinsamen Aktionen oder Standpunkte

nicht unmittelbar in den EU-Mitgliedstaaten

gelten, werden sie in der Regel durch EG-

Verordnungen, die der Ministerrat auf Vorschlag

der Kommission mit qualifizierter Mehrheit

2 EG-Verordnung Nr. 881/2002 vom 27. Mai 2002, ABl.
EG Nr. L 139/9, zuletzt geändert mit EG-Verordnung
Nr. 561/2003 vom 27. März 2003, ABl. EG Nr. L 82/1.
3 EG-Verordnung Nr. 2488/2000 vom 10. November
2000, ABl. EG Nr. L 287/19, zuletzt geändert mit EG-
Verordnung Nr. 1205/2001 vom 19. Juni 2001, ABl.
EG Nr. L 163/14.
4 EG-Verordnung Nr. 1081/2000 vom 22. Mai 2000, ABl.
EG Nr. L 122/29, zuletzt geändert mit EG-Verordnung
Nr. 1883/2002 vom 22. Oktober 2002, ABl. EG Nr. L 285/
17.
5 EG-Verordnung Nr. 310/2002 vom 18. Februar 2002,
ABl. EG Nr. L 50/4, zuletzt geändert mit EG-Verordnung
Nr. 1643/2002 vom 13. September 2002, ABl. EG Nr.
L 247/22, verlängert durch EG-Verordnung Nr. 313/2003
vom 18. Februar 2003, ABI. EG Nr. L 46/6.
6 Vertrag über die Europäische Union (EU) vom 7. Februar
1992 in der Fassung vom 26. Februar 2001.
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annimmt, umgesetzt. Die EG-Verordnungen

wiederum stellen in der Gemeinschaft unmittel-

bar geltendes Recht dar.

Wie oben bereits erwähnt, verbleiben den EU-

Mitgliedstaaten nationale Rechtssetzungs-

kompetenzen im Bereich der Beschränkungen

des Kapital- und Zahlungsverkehrs nur noch in

Ausnahmefällen. Artikel 60 Absatz 2 EG7) er-

öffnet die Möglichkeit, bei Vorliegen schwer-

wiegender politischer Umstände aus Gründen

der Dringlichkeit einseitige Maßnahmen zu

treffen, die den Kapital- und Zahlungsverkehr

beschränken, solange der Ministerrat keine

Maßnahmen getroffen hat. In Deutschland ist

das Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-

beit zuständig. Es hat von dieser Möglichkeit

in der Vergangenheit mehrfach Gebrauch ge-

macht und im Einvernehmen mit dem Aus-

wärtigen Amt und dem Bundesministerium

der Finanzen sowie im Benehmen mit der

Bundesbank auf der Grundlage von § 2

Absatz 2 und § 7 Absatz 1 des Außenwirt-

schaftsgesetzes (AWG) beschränkende (Eil-)

Maßnahmen erlassen. Diese (Eil-) Maßnahmen

dienen in der Regel der zeitnahen Umsetzung

von Sanktionsmaßnahmen und ergehen im

Vorgriff auf Maßnahmen der Europäischen

Union beziehungsweise der Europäischen Ge-

meinschaft. Die nationalen Beschränkungen

auf der Grundlage des AWG werden nach In-

Kraft-Treten entsprechender europarechtlicher

Maßnahmen wieder aufgehoben.

Klassische Zielsubjekte von Finanzsanktionen

sind Drittstaaten, beispielsweise Birma/Myanmar

oder Simbabwe. Das lässt sich an den ge-

meinschaftsrechtlichen Ermächtigungsgrund-

lagen der Artikel 60, 301 EG ablesen, die das

Aussetzen von Wirtschaftsbeziehungen zu

einem oder mehreren Drittstaaten zum Ge-

genstand haben. Vor dem Hintergrund der

Anstrengungen zur Bekämpfung der Finan-

zierung des Terrorismus richten sich Sank-

tionsrechtsakte der jüngeren Vergangenheit

aber zunehmend auch allein gegen natürliche

Personen oder Gruppierungen ohne aus-

drücklichen Drittstaatsbezug. Insoweit ist

zu differenzieren zwischen Personen und

Gruppierungen, die vom VN-Sanktionsaus-

schuss nach den VN-Sicherheitsratsresolutio-

nen 1267 (1999) und 1390 (2002) benannt

sind,8) und solchen Personen und Gruppie-

rungen, gegen die die EU-Mitgliedstaaten auf

der Grundlage der VN-Sicherheitsratsresolu-

tion 1373 (2001) selbständig Sanktionen ver-

hängen, und die nicht von den VN, sondern

von der EU gelistet werden.9)

Soweit die von der EU gelisteten Personen

oder Gruppierungen ihren gewöhnlichen

(Wohn)Sitz innerhalb der Grenzen der EU

haben, beschränken sich die Maßnahmen je-

doch auf die Verabredung einer möglichst

weit gehenden Amtshilfe bei der Prävention

und Bekämpfung von Terroranschlägen im

Rahmen der polizeilichen und justiziellen

Zusammenarbeit in Strafsachen. Für weiter

gehende Maßnahmen fehlt wegen der man-

gelnden Drittstaatsbezogenheit dieser Sach-

7 Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
(EG) vom 7. Februar 1992 in der Fassung vom 26. Februar
2001.
8 Eine Umsetzung in der Gemeinschaft erfolgte mit den
restriktiven Maßnahmen gegen bestimmte Personen und
Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-
Netzwerk und den Taliban in Verbindung stehen, vgl. Fuß-
note 2.
9 Restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen
und Organisationen zur Bekämpfung des Terrorismus,
vgl. Fußnote 1.
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verhalte eine gemeinschaftsrechtliche Er-

mächtigungsgrundlage. Eine solche besteht

nur mit Blick auf gelistete Personen oder

Gruppierungen mit (Wohn)Sitz außerhalb der

Grenzen der EU; allein gegen sie richten sich

die in Fußnote 1 genannten Maßnahmen.

Was die von Finanzsanktionen erfassten Ver-

mögenswerte anbelangt, weisen die einzel-

nen Sanktionsrechtsakte leichte Unterschiede

auf. In der Regel sind Gelder und wirtschaft-

liche Ressourcen der betroffenen Staaten

beziehungsweise des betroffenen Personen-

kreises erfasst. Zum Begriff der Gelder im

Sinne des Gemeinschaftsrechts zählen neben

Bargeld, Schecks, Geldforderungen, Wechseln,

Geldanweisungen oder anderen Zahlungsmit-

teln beispielsweise auch Finanzierungsinstru-

mente für Ausfuhren. Wirtschaftliche Res-

sourcen werden in diesen Rechtsakten als

Vermögenswerte jeder Art definiert, die un-

abhängig davon, ob sie materiell oder imma-

teriell, beweglich oder unbeweglich sind,

keine Gelder sind, aber für den Erwerb von

Geldern, Waren oder Dienstleistungen ver-

wendet werden können.

Gelder und wirtschaftliche Ressourcen wer-

den mit Sanktionsverordnungen eingefroren,

um zu verhindern, dass die Vermögenswerte

weiterhin verwendet werden können. Das

Eigentum und andere Rechte an diesen Gel-

dern und wirtschaftlichen Ressourcen bleiben

davon unberührt.

Neben dem Einfrieren von Geldern und wirt-

schaftlichen Ressourcen enthalten Finanz-

sanktionsrechtsakte regelmäßig auch ein Ver-

bot, den betroffenen Ländern beziehungs-

weise dem betroffenen Personenkreis Gelder

direkt oder indirekt zur Verfügung zu stellen

oder zugute kommen zu lassen. Ferner wurde

in einen Rechtsakt zusätzlich das Verbot des

Erbringens von Finanzdienstleistungen aufge-

nommen. Einige Sanktionsrechtsakte lassen

die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen,

beispielsweise aus humanitären Gründen, zu.

Allerdings weichen die in den Sanktions-

rechtsakten enthaltenen Ausnahmetatbe-

stände und Verfahrensweisen voneinander

ab.

Für Fragen der Umsetzung von Finanzsanktio-

nen als Teil des Außenwirtschaftsrechts ist das

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit

federführend zuständig. Es stimmt sich in Ein-

zelfragen im Wesentlichen mit dem Auswärti-

gen Amt, dem Bundesministerium der Finan-

zen und der Bundesbank ab. Dabei kommt

der Bundesbank im Rahmen der Finanzsank-

tionen eine besondere Rolle zu. Sie verfügt im

Bereich des Kapital- und Zahlungsverkehrs

nach § 28 Absatz 1 in Verbindung mit

Absatz 2 Nr. 1 AWG über die ausschließliche

Zuständigkeit für die Erteilung von Genehmi-

gungen auf Grund des AWG und der zu die-

sem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen

sowie auf Grund von Rechtsakten des Rates

und der Kommission der Europäischen Ge-

meinschaften. Dieser Zuständigkeit entspre-

chend benennen die Gemeinschaftsrechts-

akte die Bundesbank als für Fragen des Kapi-

tal- und Zahlungsverkehrs zuständige Be-

hörde in Deutschland.

Sowohl das AWG als auch die gemeinschafts-

rechtlichen Sanktionsrechtsakte räumen den

für die Umsetzung von Finanzsanktionen ver-
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antwortlichen Behörden das Recht ein, insbe-

sondere von Kreditinstituten Auskünfte über

von ihnen eingefrorene Gelder und Vermö-

genswerte einzuholen. Von diesem Aus-

kunftsrecht ist erstmals im Rahmen der

Finanzsanktionen gegen die Bundesrepublik

Jugoslawien Gebrauch gemacht worden.

Die §§ 33 und 34 AWG sehen vor, dass Ver-

stöße gegen Finanzsanktionen – je nach Art

des Sanktionsrechtsaktes – als Ordnungswid-

rigkeit oder Straftat geahndet werden kön-

nen.

Hinweise zu einzelnen Sanktionsrechts-

akten

Zuvor ist bereits darauf hingewiesen worden,

dass es bis zum In-Kraft-Treten des Maastricht-

Vertrages allein in der Kompetenz der Mitglied-

staaten lag, Finanzsanktionen gegenüber Dritt-

staaten zu erlassen. Die nachfolgende Darstel-

lung differenziert daher zwischen den vor

und nach dem In-Kraft-Treten des Maastricht-

Vertrages erlassenen Finanzsanktionen.

Finanzsanktionen gegen Libyen

und den Irak

Aus der Zeit vor dem In-Kraft-Treten des

Maastricht-Vertrages stammende, gegenwär-

tig noch relevante Sanktionsrechtsakte sind

die Finanzsanktionen gegen Libyen und den

Irak. Während über die endgültige Aufhe-

bung der seit April 1999 suspendierten Sank-

tionen gegen Libyen noch nicht entschieden

worden ist, bestehen die Sanktionen gegen

den Irak seit ihrer Verhängung fort. Vor die-

sem Hintergrund sind die auf § 7 Absatz 1

AWG gestützten §§ 52 und 69 e Außenwirt-

schaftsverordnung (AWV) zu sehen, die der

Umsetzung der Resolution 661 (1990) des

VN-Sicherheitsrates dienen und unmittelbar

nach dem Angriff des Irak auf Kuwait im Au-

gust 1990 in die AWV eingefügt worden sind.

Nach § 52 AWV sind Konten, Depots oder

sonstige in Verwahrung oder Verwaltung be-

findliche Vermögenswerte des Irak, amtlicher

Stellen im Irak oder deren Beauftragter in

Deutschland in der Weise „gesperrt“, dass

Verfügungen über solche Vermögenswerte

der Genehmigung der Bundesbank bedürfen.

Ebenfalls einer Genehmigung bedürfen unter

den Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 69 e

AWV Zahlungen unter anderem an den vor-

beschriebenen Personenkreis und ihm nahe

stehende Personen.

Genehmigungen zur Freigabe gesperrter Ver-

mögenswerte im Rahmen des Irak-Embargos

wurden in der Vergangenheit von der Bun-

desbank beispielsweise in Einzelfällen erteilt

für die Vollstreckung wegen Forderungen ge-

bietsansässiger Unternehmen, die vor August

1990 entstanden sind, zur Nutzung im Rah-

men von durch die Vereinten Nationen ge-

nehmigten Geschäften außerhalb des „Öl-

für-Lebensmittel“-Programms sowie für Ver-

fügungen über Konten der irakischen Bot-

schaft zu Zwecken der Botschaft.

Die vorbeschriebene Erteilung von Genehmi-

gungen steht in keinem Zusammenhang mit

dem so genannten „Öl-für-Lebensmittel“-

Programm der Vereinten Nationen. Dieses

dient dazu, aus dem Verkauf von Öl Mittel für

die Beschaffung unter anderem humanitärer

Finanzsanktio-
nen aus der Zeit
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Güter und für die Tilgung von Kriegsschulden

des Irak zu erwirtschaften. Die Erlöse aus den

Ölverkäufen werden auf ein vom General-

sekretär der Vereinten Nationen eingerichte-

tes Treuhandkonto eingezahlt, das nicht in

Deutschland geführt wird. Alle Zahlungen im

Rahmen dieses Programms haben grundsätz-

lich von diesem Konto aus zu erfolgen.

Finanzsanktionen gegen die Bundes-

republik Jugoslawien, Birma/Myanmar

und Simbabwe

Als nach dem In-Kraft-Treten des Maastricht-

Vertrages erlassene Sanktionsrechtsakte sind

zunächst die gegen die Bundesrepublik Ju-

goslawien, Birma/Myanmar und Simbabwe

verhängten Finanzsanktionen zur Umsetzung

von EU-Sanktionsmaßnahmen zu nennen.

Die Finanzsanktionen gegen die Bundes-

republik Jugoslawien gibt es seit Ende der

neunziger Jahre. In ihren vielfachen ¾nderun-

gen spiegeln sich die Entwicklungen des

Balkankonflikts und die politische Haltung

der EU in diesem Konflikt wider. Nachdem sie

bereits im November 2000 beschränkt wor-

den waren, gelten sie seit Juni 2001 nur noch

gegenüber Herrn Milosevic und zwölf Perso-

nen seines näheren Umfelds. Die im Mai

2000 und Februar 2002 verhängten Sanktio-

nen gegen Birma/Myanmar und Simbabwe

sind als Reaktion der EU auf die durch die bir-

manischen Behörden und die Regierung Sim-

babwes ausgeübten fortgesetzten schweren

und systematischen Menschenrechtsverlet-

zungen zu sehen.

Erwähnenswert hinsichtlich dieser Sanktions-

rechtsakte ist die begrenzte Möglichkeit der

Erteilung von Ausnahmegenehmigungen.

Während die Finanzsanktionen gegen Birma/

Myanmar keine Ausnahmetatbestände ent-

halten, sind Ausnahmen nach den Sanktions-

rechtsakten gegen die Bundesrepublik Jugo-

slawien und Simbabwe, wenn auch unter-

schiedlich geregelt, zugelassen. Anträge auf

Erteilung von Ausnahmegenehmigungen im

Rahmen der gegenwärtig geltenden Regelun-

gen sind bisher bei der Bundesbank noch

nicht gestellt worden.

Finanzsanktionen gegen die Taliban von

Afghanistan und zur Bekämpfung des

Terrorismus

Vor dem Hintergrund der Anschläge am

11. September 2001 nehmen die Finanzsank-

tionen gegen die Taliban von Afghanistan

und zur Bekämpfung des Terrorismus, mit

denen Sanktionsmaßnahmen des VN-Sicher-

heitsrates umgesetzt werden, eine besondere

Stellung ein.

Historisch gesehen gehen die Sanktionen

gegen bestimmte Personen und Organisa-

tionen, die mit Osama bin Laden, dem

Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban von

Afghanistan in Verbindung stehen, auf das

Afghanistan-Embargo vom Februar 2000 zu-

rück, das im März 2001 verschärft und im

Mai 2002 aufgehoben worden war. Nach den

Anschlägen in den USA war der Anhang des

Sanktionsrechtsaktes, in dem die von den

Sanktionen erfassten Personen und Organisa-

tionen aufgelistet werden, durch acht weitere

Verordnungen geändert worden. Im Vorgriff

Hintergründe
der Finanzsank-
tionen gegen
BR Jugoslawien,
Birma/Myan-
mar, Simbabwe

Finanzsanktio-
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auf diese Verordnungen hatte das Bundes-

ministerium für Wirtschaft und Arbeit unter

anderem im Benehmen mit der Bundesbank

auf das AWG gestützte Anordnungen in

Form von Allgemeinverfügungen erlassen.

Damit wurden Verfügungen über Vermö-

genswerte namentlich bezeichneter Personen

und Organisationen und Zahlungen Gebiets-

ansässiger zu Gunsten dieser Personen und

Organisationen der Genehmigung durch die

Bundesbank unterworfen. Diese Anordnun-

gen sind nach Aufnahme der betroffenen

Personen in den Anhang der oben angeführ-

ten EG-Verordnung widerrufen worden.

Ebenfalls im Zusammenhang mit den An-

schlägen in den USA im September 2001 sind

die gegen bestimmte Personen und Organisa-

tionen gerichteten restriktiven Maßnahmen

zur Bekämpfung des Terrorismus zu sehen.

Mit diesen Finanzsanktionen wird die Resolu-

tion des VN-Sicherheitsrates 1373 (2001) um-

gesetzt. Die EU-Liste mit den von den Sank-

tionen betroffenen Personen und Organisa-

tionen wurde bisher dreimal geändert. Die

Maßnahmen entsprechen dem in diesem Bei-

trag beschriebenen Muster.

Die Finanzsanktionen gegen die Taliban von

Afghanistan und zur Bekämpfung des Terro-

rismus lassen zwar in Einzelfällen die Ertei-

lung von Ausnahmegenehmigungen zu.

Allerdings sind aus offenkundigen Gründen

bisher bei der Bundesbank keine Anträge auf

Erteilung einer Ausnahmegenehmigung ge-

stellt worden.

Eingeschränkte Regelungskompetenz

der Europäischen Union hinsichtlich

so genannter „EU-interner Terroristen“

Im Zusammenhang mit den Ausführungen zu

Zielsubjekten von Finanzsanktionen ist auf die

eingeschränkte Regelungskompetenz der

Europäischen Union hinsichtlich solcher Per-

sonen und Gruppierungen hingewiesen

worden, die zur Umsetzung der Resolution

des VN-Sicherheitsrates 1373 (2001) mit

Sanktionen belegt werden sollen und ihren

(Wohn)Sitz innerhalb der Grenzen der EU

haben (sog. „EU-interne Terroristen“). Die

bisher beschriebenen Sanktionsrechtsakte er-

fassen diesen Bereich nicht, so dass insoweit

noch eine Regelungslücke besteht. Nahe liegt

die Schließung dieser Regelungslücke durch

eine Regelung im Außenwirtschaftsrecht, die

ebenfalls von der Bundesbank umgesetzt

wird. Wenngleich es sich insoweit sowohl um

grenzüberschreitende als auch dem Anwen-

dungsbereich des AWG an sich nicht unterfal-

lende rein deutsche Binnensachverhalte han-

delt, ist das Außenwirtschaftsrecht der rich-

tige Standort für eine solche Regelung. Der

Sache nach handelt es sich nämlich auch bei

den Binnensachverhalten um eine Beschrän-

kung des Kapital- und Zahlungsverkehrs des

betroffenen Personenkreises, so dass ein in-

nerer Sachzusammenhang zum Außenwirt-

schaftsrecht besteht. Zur Vermeidung zusätz-

lichen bürokratischen Aufwands und einer für

Außenstehende nur schwer nachvollziehbaren

Zuständigkeitsaufsplittung in einer ohnehin

komplizierten Regelungsmaterie dürfte es

sich empfehlen, keine neuen Behördenzu-

ständigkeiten zu schaffen, sondern die be-

stehenden Strukturen und das dort vorhan-
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dene Erfahrungswissen auch für diesen Be-

reich von Sanktionsmaßnahmen zu nutzen.

Am Ende sollte sich die nationale Zuständig-

keit für die Umsetzung von Sanktionsmaß-

nahmen nicht danach richten, ob die betrof-

fene Person oder Gruppierung ihren gewöhn-

lichen (Wohn)Sitz zufälligerweise außerhalb

oder innerhalb der Europäischen Union bezie-

hungsweise Deutschlands hat.


